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Schaftsordnung ist also unverkennbar und bestimmt den 
Inhalt der Charta der ökonomischen Rechte und Pflichten 
der Staaten.

Zum Inhalt des Rechts auf Entwicklung

Obwohl das Recht auf Entwicklung in einzelnen UN-Re- 
solutionen erwähnt wird, ist sein eigentlicher Inhalt nir­
gends definiert. Das hat dazu geführt, daß einzelne Juri­
sten begonnen haben, das Recht auf Entwicklung aus 
anderen Rechtsprinzipien oder Rechten heraus zu begrün­
den.

So wurde eine Pflicht zur Förderung der Entwicklung 
aus Art. 55 und 56 der UNrCharta abgeleitet und das 
Recht auf Entwicklung sozusagen als ein Spezialfall der 
friedlichen internationalen Zusammenarbeit aufgefaßt. Es 
wurde sogar von einem grundlegenden Rechtsprinzip der 
Solidarität zwischen den Staaten gesprochen.8 Diese Kon­
struktion stieß besonders bei den imperialistischen Staaten 
auf Widerstand. Sie ist auch wenig geeignet, als Rechts­
grundlage für ein Recht auf Entwicklung zu dienen: 
Einerseits zieht sie zu enge inhaltliche Grenzen und be­
zieht das Recht auf Entwicklung nur auf Staaten, ande­
rerseits gelangt sie trotz der phantasievollen Interpretation 
der Art. 55 und 56 zu keinen konkreten, genügend differen­
zierten Aussagen.

Eine andere, mehr auf den einzelnen Menschen orien­
tierte Auffassung erklärt das Recht auf Entwicklung nicht 
so sehr als ein separates Recht, sondern als eine Folge aus 
den wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechten so­
wie aus dem Recht auf Leben, das ein Recht auf ein lebens­
wertes Leben ohne Hunger und Elend sei.9 So wird z. B. 
auf Art. 6 der Internationalen Konvention über Bürger­
rechte und politische Rechte vom 19. Dezember 1966 sowie 
auf die Art. 22, 26, 28, und 29 der Allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte vom 10. Dezember 1948 hingewiesen, 
in denen sich Formulierungen über den Schutz des Rechts 
auf Leben, über das Menschenrecht auf soziale Sicherheit 
sowie über die freie und volle Entwicklung der Persönlich­
keit jedes Menschen finden. Schließlich wird auf Art. 11 
der Internationalen Konvention über wirtschaftliche, so­
ziale und kulturelle Rechte vom 15. Dezember 1966 ver­
wiesen, der das Recht auf einen angemessenen Lebens­
standard für jedermann anerkennt.

All diesen Versuchen ist gemeinsam, daß sie das Recht 
auf Entwicklung aus einer Interpretation der vorhande­
nen Menschenrechtsdokumente, der Charta der ökonomi­
schen Rechte und Pflichten der Staaten sowie anderer Re­
solutionen der Vereinten Nationen und anderer inter­
nationaler Organisationen ableiten.10 Dabei wird meist 
nicht auf den Rechtscharakter dieser Dokumente einge­
gangen, oder es wird so getan, als würde die Nichtverbind­
lichkeit eines Resolutionstextes dadurch geheilt, daß er 
immer wieder in andere Resolutionen Eingang findet.11 
Auch wenn man dahingestellt läßt, ob all diese Formulie­
rungen Recht oder Rechtsforderungen sind — was natür­
lich ein erheblicher Unterschied ist —, so bringen sie doch 
bestimmte Rechtsvorstellungen der Völker deutlich zum 
Ausdruck, die zunehmend an Bedeutung gewinnen.

Die imperialistischen Länder haben versucht, diesen 
Trend u. a. dadurch aufzufangen, daß sie an die Stelle des 
Rechts auf Entwicklung die Formel von den „basic needs“, 
den Elementarbedürfnissen, setzten. Ganz sicher sollen die 
„basic needs“ der Menschen befriedigt werden, und sicher 
haben sie auch einen gewissen Vorrang. Jemand, der am 
Verhungern ist, an Seuchen zugrunde geht oder dahin­
vegetiert, muß zunächst die dringendsten und primitivsten 
Lebensbedürfnisse — besser: Überlebensbedürfnisse — be­
friedigen, bevor er an die Wahrnehmung von Rechten den­
ken kann. Das betrifft immerhin bereits 850 Millionen 
Menschen. Aber natürlich kann man die Frage der Men­
schenrechte und schon gar nicht die der wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Rechte auf die Befriedigung von

Elementarbedürfnissen reduzieren, und zwar schon des­
halb nicht, weil damit die bewußte Ausübung dieser 
Rechte — also ein aktiver, die Gesellschaft gestaltender 
Prozeß — systematisch eliminiert würde.12 Der Versuch, 
damit das Recht auf Entwicklung aufzufangen, ist denn 
auch gescheitert.

К. V а s а к hat die Theorie von der „dritten Genera­
tion“ der Menschenrechte erfunden.19 Die „erste Genera­
tion“ seien die bürgerlichen Freiheitsrechte, die zweite 
die sozialistischen wirtschaftlichen und sozialen Rechte, 
und die „dritte Generation“ seien solche Rechte wie auf 
Umweltschutz, Entwicklung, Frieden, Erbe der Mensch­
heit — also Rechte, in denen sich ein globales Bewußtsein 
der Menschheit ausdrücke. Es ist dies eine sozialreformi­
stische Entwicklungskonzeption, die die Klassenfrage aus 
der Entwicklung der Menschenrechte herausinterpretiert 
und im Grunde keine Erklärung für den juristischen Cha­
rakter der Rechte der „dritten Generation“ gibt.

Sozialistische Juristen, wie z. В. I. P. B l i s c h t s c h e n -  
k о ,  aber auch einige bürgerliche Juristen, sind der Auf­
fassung1^, das Recht auf Entwicklung werde am besten 
durch das Selbstbestimmungsrecht der Völker widerspie­
gelt. Sie heben hervor, daß das Selbstbestimmungsrecht 
keineswegs nur als Recht auf politische Unabhängigkeit 
verstanden werden kann, sondern auch und vor allem das 
Recht auf die Bestimmung des sozialen und wirtschaft­
lichen Status des Staates umfaßt. Mir scheint hier der er­
folgversprechendste Ansatz zur Erklärung oder zumindest 
zum juristischen Verständnis des Rechts auf Entwicklung 
zu liegen.

Subjekte eines Rechts auf Entwicklung

Merkwürdigerweise stimmen die meisten Juristen, die sich 
zum Recht auf Entwicklung äußern, darin überein, daß 
die Subjekte dieses Rechts nicht nur Staaten, sondern auch 
Völker und einzelne Personen sind. Dem liegen jedoch 
sehr unterschiedliche juristische Konzeptionen zugrunde.

Das Recht auf Entwicklung als ein subjektives Recht 
des Individuums wird von bürgerlichen Juristen einfach 
unter Hinweis auf Art. 25. der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte oder Art. 11 der Internationalen Konvention 
über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte er­
klärt oder — wenn es breiter gefaßt wird — mit der Le­
bensqualität, die sich auf den einzelnen bezieht.15 Der 
Bericht des UN-Generalsekretärs schlußfolgert daraus, daß 
das Recht auf Entwicklung, bezogen auf den einzelnen 
Menschen, den gesamten Bereich der in der sog. Inter­
national Bill of Rights enthaltenen Rechte umfaßt.15

In einer solchen Aussage verschwindet jede Spezifik 
eines Rechts auf Entwicklung, das — wo immer es als be­
sonderes Recht hervorgehoben wird — auf die Beseitigung 
von Ungleichheit, Ungerechtigkeit, Diskriminierung und 
Unterdrückung gerichtet ist, denen sich die Völker nach 
der Zerschlagung des Kolonialsystems und der Herstel­
lung ihrer politischen Unabhängigkeit unter den gegen­
wärtigen Bedingungen des kapitalistischen Weltmarktes 
ausgesetzt sehen. Mehr noch: Eine so allgemeine und breite 
Aussage verwischt nicht nur den juristisch sehr unter­
schiedlichen Wert der unter dem Begriff „International 
Bill of Rights“ vom UN-Sekretariat zusammengefaßten 
Dokumente, sondern ignoriert auch, daß die beiden Men­
schenrechtskonventionen von 1966 bislang von weniger 
als der Hälfte der UN-Mitgliedstaaten ratifiziert wurden.

Es wird auch der dialektische Zusammenhang zwischen 
der souveränen Gleichheit der Staaten, dem Selbstbestim­
mungsrecht des Volkes und den Menschenrechten des 
einzelnen, der im antikolonialen wie im antifaschistischen 
Befreiungskampf für jedermann deutlich war, aufgelöst 
und offen die von einigen bürgerlichen Juristen propa­
gierte Konzeption unterstützt, wonach der einzelne Mensch 
unmittelbar Subjekt des Völkerrechts sei. Dies bedeutet 
nichts anderes, als die Grundsätze des bürgerlichen Rechts


